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Politiker, die Premierminister werden,

halten fast immer eine Siegesrede. Kein

Wunder: Hinter ihnen liegt ein langer

Wahlkampf, vor ihnen eine Amtszeit voll

großer Pläne. Die Rede, die Sophie Wil-

mès am Dienstag im belgischen Parla-

ment vor nahezu leeren Rängen hielt,

klang so: „Ich bin mir der Umstände be-

wusst, die mich hierhergebracht haben.

Aber ich bin entschlossener als je zuvor.“

An diesem Donnerstag werden die Abge-

ordneten, die die Rede per Livestream ver-

folgten, die 45-Jährige aller Voraussicht

nach zu ihrer Premierministerin wählen,

als erste Frau in der 190-jährigen Ge-

schichte des Landes. So gelingt dem Coro-

navirus, was zuvor fast anderthalb Jahre

lang niemandem gelungen war: Es be-

schert dem chronisch unregierbaren Bel-

gien doch noch eine neue Regierung.

Die Liberale aus Brüssel ist geschäfts-

führend bereits seit dem vergangenen

Herbst im Amt, damals wurde ihr Vorgän-

ger Charles Michel zum Präsidenten des

Europäischen Rats gewählt. Ohne voll-

wertige Regierung ist das Land aber

schon viel länger: Die letzte Koalition war

im Dezember 2018 an einem Streit über

den UN-Migrationspakt zerbrochen. Jetzt

aber, im Angesicht der Pandemie, zählen

Streitigkeiten über Flüchtlinge, die Klima-

politik oder das Maß der Souveränität der

belgischen Regionen offenbar nicht mehr

viel. „Ich habe nur eine einzige Aufgabe:

die Gesundheit der Bevölkerung zu schüt-

zen“, sagte Wilmès am Dienstag.

Dass der liberalen Politikerin das Amt

nun also auch offiziell anvertraut wird,

dürfte damit zu tun haben, dass Belgien

früher als andere drastische Maßnahmen

ankündigte, um die weitere Verbreitung

des Virus zu verlangsamen. Geschäfte


und Restaurants sind in dem Land bereits

seit vergangenem Samstag geschlossen;

seit diesem Mittwoch gilt zusätzlich eine

nationale Ausgangssperre (zu sportlicher

Betätigung draußen wird aber ermutigt,

solange man dabei allein oder zu zweit

ist).

Auch wenn manch einer mosert, die

Maßnahmen seien zu drastisch: Allein die

Tatsache, dass es Wilmès gelang, die poli-

tisch völlig unterschiedlichen Regionen

Belgiens – das nationalistisch geprägte

Flandern und die französischsprachigen

Sozialdemokraten in der Wallonie – zu ge-

meinsamen Maßnahmen zu überreden,


brachte der früheren Wirtschaftsberate-

rin viel Respekt ein. Nationale Einheit

ließe sich zwar nicht einfach so an einem

Sonntagabend verordnen. „Aber dieser

Herausforderung müssen wir als Land ge-

meinsam begegnen“, sagt Wilmès. Und

wann, wenn nicht in schwierigen Zeiten

wie diesen, könne man zusammenwach-

sen? Mit Stimmen aus der Opposition soll

ihre bisherige Minderheitsregierung nun

in eine echte Regierung umgewandelt

werden.

Geholfen haben dürfte auch, dass Wil-

mès beide Landesteile gut kennt: Gebo-

ren wurde sie als Tochter des früheren

Chefs der belgischen Zentralbank im fran-

zösischsprachigen Brüsseler Stadtteil

Ixelles; später lebte sie in Flämisch-Bra-

bant, wo sie sich viele Jahre im Gemeinde-

rat engagierte – wohlgemerkt als Vertrete-

rin der französischsprachigen Bewohner.

Später arbeitete sie in der Budgetkontroll-

abteilung der Europäischen Kommission,

2015 wurde sie Finanzministerin im Kabi-

nett von Charles Michel.

Aber auch, wenn sie die nötigen Stim-

men am Donnerstag zusammenbekom-

men dürfte: Leicht wird es für die Mutter

von vier Kindern trotzdem nicht werden.

Ausgerechnet die stärkste Partei in Flan-

dern, die der flämischen Nationalisten,

versagt ihr die Unterstützung. Spätestens

in sechs Monaten wolle sie darum im

Parlament die Vertrauensfrage stellen,

kündigt Wilmès an – auch das ist ein No-

vum in der Geschichte des Landes.

Wilmès sagt, sie habe in ihrem Leben

nie irgendetwas geplant. Womöglich ist

genau das die Qualifikation, die es

braucht, um Belgien in den kommenden

Monaten durch die Corona-Krise zu

bringen. karoline meta beisel
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von stefan kornelius


C


hina hat das Duell um Vorherr-

schaft mit den USA um eine interes-

sante Variante bereichert: Es geht

jetzt um die Frage, was eigentlich die

Wahrheit ist und wie darüber berichtet

werden kann. Wer wirkt zum Wohl der

Welt? Wer hat das bessere System? Wer

definiert Werte? Der Kampf um die Deu-

tungshoheit ist entbrannt – und er wird

zunächst auf dem Rücken von Journalis-

ten ausgetragen, ablesbar an der Zahl der

wechselseitigen Ausweisungen von Korre-

spondenten.

Es ist richtig, dass die USA in diesem

eskalierenden Konflikt den ersten Stein

geworfen haben. Washington hat Mitte

Februar den Mitarbeitern von fünf staat-

lichen Mediendiensten Chinas die Rechte

der Auslandspresse in den USA entzogen

und sie stattdessen als staatliche Funktio-

näre eingestuft. Die Begründung ist nach-

vollziehbar: Die chinesische Regierung

hat über diese zentral gelenkten Medien-

organisationen Hunderte Funktionäre in

die USA geschickt, die nicht zuletzt nach-

richtendienstlich gearbeitet haben.

Allerdings war mit dieser Entschei-

dung die Eskalation vorgezeichnet. Wenn

Washington am Heiligtum Pressefreiheit

rührt und das Definitionsrecht über die Ar-

beit eines Korrespondenten ausübt, dann

liefert es exakt die Vorlage, auf die Peking

schon lange gewartet hat. Denn was be-

richtenswert ist und welche Meinungs-

freiheit nach chinesischem Verständnis

von Journalismus zulässig ist, das mag die

Zentralregierung auch ganz gerne selbst

bestimmen.

Die Ausweisungswelle hat nun die gro-

ßen US-Medienhäuser erreicht. Die rele-

vanten Zeitungen werden vermutlich die

meisten ihrer Berichterstatter abziehen

müssen. Ihre Korrespondenten haben mit

wichtigen Recherchen über die Umerzie-

hungslager in Xinjiang oder über den


Virusausbruch in Wuhan geglänzt. Die

Ausbruchs-Chronologie desWall Street

Journalsliefert detaillierte Belege, die bei

der Aufarbeitung der Pandemie nicht

ignoriert werden können.

Die Ausweisungspolitik passt ins Bild

eines zunehmend repressiv agierenden

Systems. Der Propagandadruck im Inne-

ren wächst mit der Krise, die Zensur ist

unerbittlich. Freie Informationsquellen –

Anwälte oder nicht staatliche Organisatio-

nen – versiegen. Auslandskorresponden-

ten, einst wichtige Impulsgeber für die

Zentralmacht und Frühwarnsysteme für

Missstände im Land, spüren den Druck,

selbst wenn sie nicht gleich ausgewiesen

werden. Der Club der Auslandspresse

spricht von Einschüchterungen „wie nie

zuvor“, immer mehr Korrespondenten er-

halten ihre Arbeitsvisa nur noch für kurze

Zeit ausgestellt, darunter auch dieSüd-

deutsche Zeitung.


Die chinesische Regierung begibt sich

mit dieser Medienpolitik auf gefährliches

Terrain. Wird die Berichterstattung ein-

geschränkt oder unmöglich gemacht,

sendet das ein klares Signal über den

Umgang mit der Welt. Dieses Signal wird

auch von Investoren und Handelspart-

nern verstanden. China will nach eigenen

Regeln spielen, der kritische Blick passt

nicht mehr zum System. Schon immer

war die freie Presse das erste Opfer auf

dem Weg in eine repressive Ordnung.

Chinas Führung will die Deutungs-

macht über seine Taten und die Zustände

im eigenen Land. Diesen Gefallen wird

man ihr nicht tun können. Neben den un-

gezählten Konflikten mit Peking kommt

nun ein sehr grundsätzliche Thema auf

die Agenda: die eigene Meinungsfreiheit.


von hubert wetzel


V


or ein paar Tagen noch haben sich

Joe Biden und Bernie Sanders ernst-

haft im Fernsehen darüber gestrit-

ten, wer den besseren Plan hat, um die Stu-

diengebühren zu senken, um das Gesund-

heitswesen zu reformieren oder um die

Erderwärmung zu bremsen. Das war alles

gut und schön, aber auch irrelevant. Die

Universitäten sind in den USA geschlos-

sen. Die größte Angst der Ärzte ist, ob sie

genügend Schutzmasken und Intensivbet-

ten haben. Und der Klimawandel ist auch

zu einem zweitrangigen Problem gewor-

den, seit das Coronavirus grassiert.

Es ist bizarr: Die USA werden, wie der

Rest der Welt auch, von einer Pandemie

überrollt, die selbst nach niedrigen Schät-

zungen Hunderttausende Menschen tö-

ten wird; die das Land und die Gesell-

schaft auf eine gewaltsame Art und Weise

erschüttern und verändern wird, wie kei-

ne andere Krise in den vergangenen Jahr-

zehnten. Aber die Demokraten tun immer

noch so, als sei alles normal. Sie führen,

wenn auch nur virtuell, weiter Wahl-

kampf, sie veranstalten Debatten, und sie

halten Vorwahlen ab. In einigen Bundes-

staaten wurden diePrimarieszwar ver-

schoben, aber nur auf Juni. Als ob dann al-

les wieder in Ordnung sein werde.

Auch an dem für Mitte Juli geplante No-

minierungsparteitag halten die Demokra-

ten bisher fest. Angeblich will Sanders,

der nach den jüngsten Niederlagen prak-

tisch keine Chance mehr hat, Biden noch

zu besiegen, dort Einfluss auf die Formu-

lierung des neuen Parteiprogramms neh-

men. Er wolle versuchen, so heißt es aus

seinem Lager, die Partei möglichst weit

nach links zu drücken.

Den amerikanischen Bürgern würde

man wünschen, dass sie von solchem Blöd-

sinn verschont bleiben. Sie haben andere

Sorgen. Schon der amtierende Präsident

hat wertvolle Zeit verschwendet, weil er


wochenlang erzählte, Corona sei eigent-

lich nur ein böser Schnupfen. Die Ameri-

kaner brauchen nicht auch noch zwei De-

mokraten, die über Steuersätze diskutie-

ren oder darüber, wer vor zwanzig Jah-

ren mal was Dummes gesagt hat.

Die Präsidentenwahl im Herbst wird

eine Wahl werden, in der nur ein Thema

wichtig ist: Corona. Die Amerikaner wer-

den am 3. November darüber urteilen,

wie Donald Trump sie bis dahin durch

die Krise geführt hat. Und sie werden dar-

über entscheiden, wem sie es zutrauen,

das Virus zu besiegen und das wirtschaft-

liche und soziale Chaos halbwegs in

Grenzen zu halten, das die Pandemie an-

richten wird. Die Wahl 2020 ist eine

Kriegswahl. Die Wiederaufbauwahl fin-

det frühestens in vier Jahren statt.


Das bedeutet: Die Demokraten müs-

sen den Amerikanern jetzt sagen, wer

ihr Präsidentschaftskandidat ist. Dieser

Kandidat muss jetzt darlegen, wie er den

Kampf gegen das Virus zu führen ge-

denkt. Er muss einen überzeugenden, re-

alistischen Plan haben und den Bürgern

klarmachen, was auf sie zukommt. In

diesem Plan werden Dinge stehen müs-

sen, die im Amerika des 21. Jahrhun-

derts kaum denkbar sind, die im

schlimmsten Fall aber notwendig wer-

den könnten, etwa die staatliche Kontrol-

le über wichtige Industrien, die Rationie-

rung von Lebensmitteln oder der Ein-

satz des Militärs im Land.

Wer sich Lügen und Angebereien an-

hören will, ist mit Trumps täglichen Auf-

tritten gut bedient. Aber damit wird Ame-

rika nicht durch die Krise kommen. Es

wird Zeit, dass die Demokraten den Bür-

gern zeigen, dass sie das verstehen.


W


as soll ein Mensch tun, der

nun das Pech hat, Kanzle-

rin oder Ministerpräsi-

dent zu sein? Soll man den

Leuten etwas Freizügig-

keit lassen, hoffend, dass sie schon selbst

wissen, was vernünftig ist und was unver-

antwortlich wäre? Oder muss man letzt-

lich flächendeckend Ausgangssperren ver-

hängen, wie Belgien, Italien, Österreich?

Viele Ministerpräsidenten in Deutsch-

land tun sich schwer mit den Entscheidun-

gen. Die einen haben Spiel- und Bolzplät-

ze zunächst offen gelassen, und Restau-

rants unter Auflagen. Andere haben so-

gleich abgesperrt oder Restaurants einen

vorzeitigen Feierabend verordnet – aber

auch die befohlene Schließzeit variiert

von Land zu Land, mitunter von Regie-

rungsbezirk zu Regierungsbezirk. In Nord-

rhein-Westfalen wollte Ministerpräsident

Armin Laschet am Mittwoch die fünf Re-

gierungspräsidenten abfragen, was ge-

nau sie jeweils verfügt hätten. Anders ge-

sagt: Er hatte selbst keinen Überblick.


Was sind die Lehren aus den vergange-

nen Wochen? Erstens, dass noch keine

drastische Maßnahme gereicht hat, um

das Virus einzudämmen. Zweitens, dass

Deutschland es zwar etwas besser im Griff

zu haben scheint als andere Länder – aber

auch, dass die Regierenden sich stets ge-

zwungen sahen, mit all dem nachzuzie-

hen, was andernorts bereits gewagt wor-

den war. Jetzt müssen auch hier die Läden

zumachen. Vor einer Woche war die Empö-

rung groß, als Trump die US-Grenzen für

Europäer schloss. Nun lassen Deutsch-

land und die EU keine Nicht-Europäer

mehr hinein. Kommen diese Schritte spät

und gleichwohl richtig? Ja.

In normalen Zeiten müssen Politiker

stets abwägen zwischen unterschiedli-

chen Ratschlägen, Interessen und Prioritä-

ten. Indem sie derzeit der Gesundheit

nicht nur Priorität, sondern absolute Prio-

rität geben, stellen sie alles andere hintan.

Wenn sie dies nun aber schon tun – dann

am besten so drastisch wie denkbar. Dann

sofort Flatterbänder umalleSpielplätze,

dann sofortalleEisdielen und Restau-

rants schließen. Zwischen Kiefersfelden

(Deutschland) und Kufstein (Österreich)

kann man Grenzkontrollen im Kampf

gegen das Virus einsetzen. Zwischen Ulm

(Baden-Württemberg) und Neu-Ulm (Bay-


ern) geht das nicht – da hilft allenfalls ein

koordiniertes Vorgehen. Je mehr einheitli-

che Verbote es jetzt gibt, umso schneller

kapieren es auch die Letzten; und umso

schneller kann man diese Verbote dann

wieder aufheben; hoffentlich.

Natürlich sind dies alles Eingriffe, die

noch vor zwei Monaten Science-Fiction ge-

wesen wären, oder ein „Fernsehfilm der

Woche“, in dem Matthias Brandt den Res-

taurantbesitzer spielt und Gundula Gause

fiktive Nachrichten spricht; so ein Film

soll ja echt wirken. Schon unterstellen im

Schock die Ersten bereits das Schlimms-

te: dass Corona vielen Politikern nur zu-

passkomme; dass sie endlich die Chance

sähen, Rechte auszusetzen, die seit 1789

erkämpft worden waren; dass sie die Ge-

sellschaft quasi erwürgen; dass viele Medi-

en sich als ihr Werkzeug erwiesen. Und

ein Lungen- oder sonstiger Arzt, der alles

zu einer Verschwörung der Berliner Chari-

té erklärt (weil die einen Test entwickelt

hat, der nun weltweit im Einsatz ist) sowie

Kranke in italienischen Zelten zu Opfern

von Hysterie erklärt: Der lässt sich immer

auftreiben und saust dann durchs Web.

Doch die Beobachtungen, die solchen

Äußerungen zugrunde liegen, sind unvoll-

ständig.Cui bono, wem nützt es? Welchem

Politiker sollte es nützen, die Wirtschaft

zu ruinieren? Was sollte er davon haben,

aus Eltern von einem Tag auf den anderen

Ersatzlehrer zu machen? Welchen Ruhm

bekommt man dafür, Bolzplätze zu sper-

ren? Welches Vergnügen sollten Zeitun-

gen an einer Politik empfinden, die für sie

die massenhafte Stornierung von Anzei-

gen bedeutet? Und welchen Zwischenton

bei Merkel und Söder hätte man festge-

stellt, der erkennen ließ, dass sie schon im-

mer Schluss mit Theater, mit VW sowie

der Meinungsfreiheit machen wollten?

Der wohl Einzige, der unlautere Absichten

offenbarte, ist Trump. Das Einreiseverbot

für EU-Europäer war praktisch sein aller-

erster Corona-Beschluss, die ihm sympa-

thischen Briten nahm er zunächst aus. Die

Lust an der Schikane, am Recht des Stärke-

ren, kroch ihm aus jeder Pore.

Dass dies alles ein riesiges soziologi-

sches Experiment ist, steht außer Frage.

Noch ist die Welt im Schockzustand, die

Meisten verlangen nach Führung ange-

sichts einer Gefahr, die man weder sehen

noch riechen kann. Aber was, falls diese

Führung nicht vier Wochen andauert, son-

dern vier Monate? Falls die Maßnahmen

nicht wirken? „Diese Situation ist offen“,

Angela Merkel hat es am Mittwochabend

selber gesagt. Wie ein Abenteuer ausgeht,

weiß man leider immer erst hinterher.


In der Nachkriegszeit endete

das Schuljahr in fast allen

westdeutschen Bundeslän-

dern an Ostern. Mitte der

Sechzigerjahre haben die

Kultusminister dann den 1. August zum

offiziellen Schuljahresbeginn erklärt.

Der Systemwechsel verunsicherte Eltern

und Schüler damals stark, nur die Bayern

konnten gelassen bleiben, weil im Frei-

staat schon seit Längerem im Herbst ein-

geschult wurde. Um den Übergang zu

schaffen, mussten die Schüler in den an-

deren Bundesländern zwei Schuljahre in

eineinhalb Jahren absolvieren. Wie das

ablief, war regional unterschiedlich gere-

gelt. Baden-Württemberg, Hessen, Nord-

rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und

das Saarland entschlossen sich, zwei soge-

nannte Kurzschuljahre zu organisieren,

die vom 1. April bis zum 30. November

1966 und vom 1. Dezember 1966 bis zum





	Juli 1967 dauerten – und die beide mit

Abiturprüfungen endeten. Weil die Schu-

len aktuell wegen der Corona-Krise

geschlossen haben, hat Baden-Württem-

bergs Ministerpräsident Winfried

Kretschmann jetzt an diese Kurzschuljah-

re erinnert. Er wollte den heutigen Abitu-

rienten damit Mut zusprechen, nach dem

Motto: Entspannt euch, wir haben schon

ganz andere Ausnahmesituationen ge-

meistert. Kretschmann selbst hat 1968

Abitur gemacht, die Kurzschuljahre also

ebenfalls miterlebt. henz





E


in Scheck über 1000 Dollar, ein

Grußschreiben des Finanzmi-

nisters – viel erfreulicher kann

der Gang zum Briefkasten für

einen einfachen Bürger kaum

enden. In den USA könnte diese so krude

erscheinende Fantasie nun wahr werden,

denn die Regierung plant tatsächlich, je-

dem Amerikaner im Kampf gegen die öko-

nomischen Folgen der Corona-Krise Geld

zu schicken. Es wäre ein mutiger, unbüro-

kratischer Schritt, um die Verdienstausfäl-

le der Bürger zu begrenzen – und zugleich

das Eingeständnis, dass es seit Jahrzehn-

ten keinen wirtschaftspolitischen Notfall

gegeben hat, der auch nur annähernd so

gravierend war wie diese Pandemie es ist.

Tatsächlich klingen die Prognosen gru-

selig. In den USA, wo die Firmen schon in

großem Stil Menschen entlassen, fürchtet

der Finanzminister, dass sich die Arbeits-

losenquote auf 20 Prozent versechsfa-

chen könnte. Das hätte dramatische Fol-

gen für das Wirtschaftswachstum, das

nach Schätzung der Deutschen Bank im

zweiten Quartal des Jahres 13 Prozent

niedriger ausfallen könnte als im ersten.

Für Deutschland rechnen die Fachleute

gar mit einem Absturz um 30 Prozent.


Ob Teile der Verluste schon im Sommer

und Herbst wieder aufgeholt werden kön-

nen oder ob der Einbruch in eine lang an-

haltende Rezession mündet, hängt davon

ab, wie rasch die Ausbreitung des Virus

gestoppt wird und wie die Regierungen

wirtschaftspolitisch gegensteuern. Dabei

gilt: In einer Zeit, da sich die gesamte Welt

gleichzeitig in einem Zustand der ökono-

mischen Belagerung befindet, da Firmen

in die Pleite und Menschen in finanzielle

Not abzurutschen drohen, muss auch die

Antwort der Politik eine andere sein als in

früheren Krisen. Teil einer solchen Ant-

wort können auch Schecks per Post sein,

wobei diese kaum den Konsum beflügeln

werden, wenn der Staat zugleich Geschäf-

te schließt und Reisen untersagt. Sie signa-

lisieren den Bürgern aber zumindest, dass

ihre Sorgen gesehen werden – zumal in

einem Land, das weder Kurzarbeitergeld

noch Kündigungs- oder ausreichenden

Krankenversicherungsschutz kennt.

Besser allerdings ist es, die Menschen

erst gar nicht auf die Straße zu setzen, son-

dern die Betriebe, in denen sie arbeiten, fi-

nanziell über Wasser zu halten, wie das ja


gerade in Deutschland versucht wird. Das

ist auch deshalb von zentraler Bedeutung,

weil die Wirtschaft nach Bewältigung der

Epidemie umso eher wieder zulegen wird,

je mehr Unternehmen überlebt haben

und je weniger Trümmer im Weg liegen.

Allerdings: So richtig Liquiditätshilfen,

Kurzarbeitergeld und Kreditgarantien

sind, so sehr gilt auch für Deutschland,

dass die alten Kriseninstrumente nicht

ausreichen. Wer sein Restaurant oder sein

Reisebüro schließen muss, weil der Staat

Geschäftsessen oder Urlaubsfahrten ver-

bietet, dem hilft kein Kredit, er muss viel-

mehr den Umsatzausfall ersetzt oder den

Verlust ausgeglichen bekommen. Alterna-

tiv könnte der Staat auch als eine Art virtu-

eller Käufer auftreten, der die eigentliche

Kundschaft der Unternehmen und Selb-

ständigen ersetzt und – bildlich gespro-

chen – Fernreisen und Theaterkarten, Au-

tos und Flugzeuge, Bier und Pizza kauft.

Bei strategisch wichtigen Firmen, etwa

im Pharma-, Energie- und Finanzsektor,

sind zudem zeitweise Teilverstaatlichun-

gen denkbar. Und schließlich müsste auf

Brüsseler Ebene das unzweideutige Ver-

sprechen hinzukommen, dass Regierun-

gen und Europäische Zentralbank gemein-

sam für die nationalen Arbeitslosenversi-

cherungen bürgen und die Euro-Zone vor

dem Auseinanderbrechen schützen wer-

den – koste es, was es wolle. Wenn dafür

Leerverkäufe oder andere Zockermetho-

den auf den Finanzmärkten verboten wer-

den müssen, darf die Politik nicht zögern.

Ein Paket aus all diesen Maßnahmen

wäre unvorstellbar teuer, wobei das Wirt-

schaftsforschungsinstitut Bruegel gerade

vorgerechnet hat, dass ein Konjunkturpro-

gramm im Volumen von zehn Prozent des

Bruttoinlandsprodukts (BIP) – das wären

in Deutschland unvorstellbare 350 Milli-

arden Euro – den Staat am Ende günstiger

käme als Nichtstun. Ob das alles über

neue Schulden bezahlt werden soll oder

ob sich die Regierung einen Teil des Gel-

des zurückholt, etwa über eine einmalige

Vermögensabgabe, kann man besprechen





	aber erst, nachdem das Virus besiegt ist.

Mancherorts in Deutschland hat der-

weil schon die Grundsatzdebatte begon-

nen, ob der Staat Bürgern und Firmen

eigentlich Blankoschecks ausstellen darf,

eine Diskussion, die man in früheren Re-

zessionen durchaus führen konnte. In Zei-

ten einer einzigartigen, weltumspannen-

den gesundheitlichen wie ökonomischen

Bedrohung aber muss die Frage schlicht

anders lauten: Wenn der Staat nicht ein-

mal in einer Krise wie dieser als Vollkasko-

versicherung fungieren darf – wann dann?
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Als virtueller Käufer kann der

Staat Fernreisen, Theaterkarten,

Autos und Bier erstehen

China und die USA streiten um

die Wahrheit.

Journalisten zahlen den Preis

Die Demokraten müssen

begreifen, dass gewinnt, wer

einen klaren Krisenplan hat

Wenn Gesundheit absolute

Priorität hat, dann am besten

auch so drastisch wie denkbar
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